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Bericht 
des Finanz~ und Budgetausschusses 

über die Regierungsvorlage (506 der Beila- genannten übereinkommens bundesgesetzlich 
gen): Bundesgesetz über den erweiterten vorzusorgen. 

Schutz der Verkehrsopfer Der Finanz- und Budgetausschuß hat den er-

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf soll die 
innerstaatliche Durchführung des Art. 9 des 
Europäischen übereinkommens über die obliga­
torische Haftpflichtversicherung für Kraftfahr­
zeuge sichergestellt werden. In dieser Bestimmung 
ist die Entschädigung der Opfer von Straßen­
verkehrsunfällen unter bestimmten Vorausset­
zungen vorgesehen. Derzeit erfolgt die Gewäh­
rung von Entschädigung auf Grund 'eines frei­
willigen Leistungsversprechens der Kraftfahr­
zeug-Haftpflichtversicherer. Diese Einrichtung be­
steht seit dem Jahre 1958. Da die geltende Rege­
lung wegen ihres freiwilligen Charakters jeder­
zeit wegfallen kann, erscheint es erforderlich, 
für die innerstaatliche Erfüllung des Art. 9 des 

Rechberger 
Berichterstatter 

wähnten Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 
27. Mai 1977 in Verhandlung genommen. Nach 
einer Debatte, an ,der sich außer dem Bericht­
erstatter die Abgeordneten Dipl.-Ing. Dr. Z i t t­
m a y r, San d m eie r, Dr. B r 0 es i g k e, und 
Dr. Pe 1 i k a n, sowie der Bundesminister für 
Finanzen Dr. A n d r 0 s c h beteiligten, wurde 
der Gesetzentwurf mit Stimmeneinhelligkeit an­
genommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den A n t rag, der Nationalrat woHe dem von 
der Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
(506 der Beilagen) die verJassungsmäßige Zu­
stimmung erteilen. 

Wien, 1977 05 27 

Dr. TuU 
Obmann 
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